
I n der Kriminologie ist allgemein aner-
kannt, daß Kriminalität regional unter-
schiedlich ist. So wirken sich regionale

Besonderheiten wie beispielsweise Urbanisie-
rungsgrad, Bevölkerungsstruktur, Ausmaß der
Industrialisierung, aber auch Charakteristika
von Stadtvierteln offensichtlich auf die Höhe
der Kriminalitätsrate und Art der begangenen
Delikte aus. Der Zusammenhang zwischen
Merkmalen von städtischen Wohnvierteln, ins-
besondere innerstädtischer Gebiete und der
Kriminalitätsrate wurde etwa bereits in den
30er und 40er Jahren in Chicago untersucht
und belegt (vgl. Shaw u. McKay 1931; 1942;
zusammenfassend Sykes 1978, S. 248 ff.). In-
zwischen liegen auch aus der Bundesrepublik
Untersuchungen zur Kriminalgeographie
größerer Städte vor (vgl. Schwind u. a. 1978;
Schwind 1979; zusammenfassend Kaiser 1988,
S. 378 f.). Diese deutschen empirischen Studi-
en haben Ergebnisse der amerikanischen Un-
tersuchungen bestätigt (vgl. auch Frehsee
1978; Opp 1968; Kury u. a. 1995).

Erwartungsgemäß verteilt sich die Krimina-
lität hinsichtlich Umfang und Struktur auch in-
nerhalb eines Landes unterschiedlich. So be-
tont etwa Quinney (1966, S. 45), daß die
Kriminalität nicht nur von Nation zu Nation,
von Kultur zu Kultur, sondern auch von Region
zu Region und innerhalb einzelner Bevölke-
rungsgruppen in den Ländern variiert. Seuffert
(1906) führte eine Untersuchung »Über die
örtliche Verteilung der Verbrechen im Deut-
schen Reich« durch. Hinsichtlich der Gesamt-
kriminalität schneiden Bezirke in Westfalen
und Schleswig-Holstein am günstigsten ab.
Hochbelastet sind dagegen Regionen in Ost-
preußen und Oberschlesien. Die nördlichen
Regionen sind hier noch relativ wenig krimina-
litätsbelastet, die südlichen dagegen stärker. Er
kommt zu dem Schluß, daß vor allem für die

Diebstahlskriminalität – aber nicht nur für die-
se – die Not der Bevölkerung ursächlich sei,
Betrug und Körperverletzung seien von Stam-
meseigentümlichkeiten und (Trink-)Sitten ab-
hängig (1906, S. 2).

In der Untersuchung wird ein Handicap
früherer kriminalgeographischer Studien, zu-
mindest soweit sich diese auf größere Regionen
und nicht bloß Stadtgebiete bezogen, offenkun-
dig, nämlich daß sich die Analysen auf offiziell
registrierte Straftaten stützen, daß also unter-
schiedliche Erhebungs- und Registriermuster
der Polizei bzw. der offiziellen Strafverfol-
gungsorgane die Unterschiede bewirken könn-
ten. Auf diese ernstzunehmende Problematik
wies bereits Wassermann (1908, S. 162 ff.) zu
Recht hin. Er hatte überzeugend dargelegt, »daß
man aus der Geographie der Verurteilungen die
Kriminalitätsgeographie nur dann entnehmen«
könne, wenn man begründet voraussetzen dürfe,
»daß die Repression gegen Verbrechen im
ganzen Reich dieselbe ist«. Das wäre jedoch
nicht so, es bestünden vielmehr bezirksgebun-
dene tradierte Strafzumessungsmuster.

Es ist davon auszugehen und empirisch be-
legt, daß sich genauso wie die Kriminalität
auch die Behandlung dieser durch offizielle
Kontrollinstanzen wie Polizei und Justiz regio-
nal unterschiedlich verteilt. Spätere Untersu-
chungen zur Kriminalgeographie, etwa in
Deutschland, müssen unter diesen Einschrän-
kungen gesehen werden (vgl. etwa Roesner
1937; Hentig 1961; Herold 1968). Auch die
große und differenzierte Untersuchung von
Hellmer (1972), der einen ausführlichen »Kri-
minalitätsatlas der Bundesrepublik Deutsch-
land und Westberlin« vorlegt und zahlreiche
regionale Kriminalitätsunterschiede herausar-
beitet, ist mit dieser Einschränkung zu sehen.
Im Gegensatz zu Seuffert (1906) fand er übri-
gens, was Nord-Süd-Unterschiede der Krimi-

nalität betrifft, das bis heute aus der polizeili-
chen Kriminalstatistik (PKS) bekannte Bild,
daß die nördlichen Bundesländer, insbesondere
Schleswig-Holstein, eine deutlich stärkere Kri-
minalitätsbelastung haben, als die südlichen,
insbesondere Baden-Württemberg. Bayern bil-
dete bei ihm hierbei noch eine Ausnahme
(Hellmer 1972, S. 43). Kaiser (1988, S. 339)
weist zusammenfassend zu Recht auf die »Ab-
hängigkeit der sog. Kriminalitätsgeographie
von den Unterschieden der Strafzumessungs-
praxis hin ... Bereits die Handhabung des Ver-
dachts und der Definitionsmacht der Polizei
weist gravierende Unterschiede auf«. 

Einen wesentlichen Fortschritt hinsichtlich
der Frage der Regionalverteilung der Krimina-
litätsbelastung brachten großräumig durchge-
führte Opfer- bzw. Dunkelfelduntersuchungen.
Die erste bundesweite Opferstudie wurde 1989
vom Max-Planck-Institut für ausländisches
und internationales Strafrecht – Forschungs-
gruppe Kriminologie (MPI) – im Rahmen der
ersten International Crime Survey (ICS) durch-
geführt (vgl. Kury 1991). Befragt wurden
N=5.000 per Zufall ausgewählte westdeutsche
Bürger ab dem 16. Lebensjahr mit einem Fra-
gebogen, der 11 Delikte bzw. Deliktsbereiche
erfaßte. Die erste Opferstudie nach dem Zu-
sammenschluß der beiden deutschen Staaten
wurde 1990 wiederum vom MPI in Zusam-
menarbeit mit der kriminologischen Abteilung
des Bundeskriminalamtes durchgeführt (vgl.
Kury u. a. 1992). Es wurde hierbei nach den-
selben Delikten gefragt, um die Vergleichbar-
keit mit früheren Studien herzustellen. Befragt
wurden N=7.026 per Zufall ausgewählte Perso-
nen ab dem 14. Lebensjahr (N=4.999 in den
Neuen Bundesländern und N=2.000 in den Al-
ten Bundesländern). Die beiden Opferstudien
wurden von unterschiedlichen Umfrageinstitu-
ten und mit unterschiedlicher Methodologie
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Gibt es ein Nord-Süd-Gefälle?
Zur Regionalverteilung von Kriminalität
In dem Beitrag »Die Explosion des Verbrechens? – Zu Mißbrauch und Fehl-
interpretation der polizeilichen Kriminalstatistik« (NK, Heft 2/94) gingen
Christian Pfeiffer und Peter Wetzels auch auf das Nord-Süd-Gefälle der
registrierten Kriminalität ein. Der Autor ist mit den Analysen nicht einverstanden. 

Von Helmut Kury
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durchgeführt: Die Datenerhebung erfolgte
1989 per telefonischer Interviews und 1990
mittels Face-to-face-Befragung. Auch die Ant-
wortquoten variierten deutlich: Bei der ersten
Umfrage betrug sie 33 % und bei der zweiten
72 %. Weitere Opferstudien wurden von ande-
ren Forschungsgruppen durchgeführt, so etwa
auch dem Kriminologischen Forschungsinstitut
Niedersachsen (KFN). 

Kontroversen zur Nord-Süd-Verteilung
der Kriminalität

In einem Beitrag von Pfeiffer und Wetzels
(1994) in dieser Zeitschrift gehen die Autoren
unter der Fragestellung »Abbild von Wirklich-
keit oder Folge unterschiedlicher Datenerfas-
sung?« auch auf das Nord-Süd-Gefälle der regi-
strierten Kriminalität ein (S. 37 f.). Die Aus-
führungen der Autoren wurden an anderer Stelle
bereits von der Ständigen Arbeitsgruppe »Poli-
zeiliche Kriminalstatistik« des BDK (1995) kri-
tisiert. Pfeiffer und Wetzels versuchen in ihrem
Beitrag, das Nord-Süd-Gefälle der Kriminalität
in der BRD allein auf unterschiedliche Regi-
striermuster der Polizei zurückzuführen. Im we-
sentlichen beziehen sie sich auf die Daten der
PKS um daran zwar einerseits die unterschiedli-
che Kriminalitätsbelastung zwischen Nord und
Süd festzustellen, gleichzeitig aber auf die altbe-
kannte Problematik möglicher unterschiedlicher
Registriermuster hinzuweisen. Bezüglich der ei-
genen Opferstudie stellen die Autoren ebenfalls
ein Nord-Süd-Gefälle fest, allerdings sind die
Unterschiede weniger deutlich als bei den Daten
der PKS. Nach Addition der einzelnen Strafta-
ten liegt die Kriminalitätsbelastung des Nordens
immerhin noch um 33,5 % höher als in den
Südländern. Die Mitteregion übersteigt den Sü-
den um 10,1 %. Bei einigen Einzeldelikten wird
zwar immer noch ein Nord-Süd-Gefälle festge-
stellt, allerdings auch hier deutlich geringer als
nach den PKS-Daten. »Deutlich höhere Opfer-
raten des Nordens im Vergleich zum Süden ha-
ben sich bei der Bevölkerungsbefragung nur
zum Fahrraddiebstahl sowie zur Sachbeschädi-
gung am Kfz bestätigt. Für ersteres bietet sich
als plausible und banale Erklärung an, daß im
flachen Norden vermutlich häufiger mit dem
Fahrrad gefahren, also eine größere
Fahrraddichte besteht. Ferner gehen wir davon
aus, daß im wohlhabenderen Süden den PKW-
Besitzern häufiger Garagen zur Verfügung ste-
hen als im Norden, was die Tatgelegenheiten für
Sachbeschädigungen am Kfz reduzieren würde«
(Pfeiffer u. Wetzels 1994, S. 37). Wir selbst hal-
ten die Begründungen Pfeiffers und Wetzels',
insbesondere auch was die von Pfeiffer schon
öfters erwähnte »Fahrradtheorie« betrifft,
tatsächlich für zu banal und überprüften die hier
anstehenden Fragen anhand unserer Datensätze.
Hierbei gehen wir davon aus, daß eine mög-
lichst differenzierte Überprüfung der Regional-

verteilung der Kriminalitätsbelastung und insbe-
sondere die Erfassung weiterer mit Kriminalität
in Zusammenhang zu sehender Variablen auch
einen Beitrag zur Weiterentwicklung kriminal-
theoretischer Überlegungen leisten kann. Es ist
hierbei zu beachten, daß die Problematik außer-
ordentlich komplex ist und mit einfachen linea-
ren Zusammenhängen einzelner Variablen, die
auch noch wenig genau gemessen werden (kön-
nen), nicht zu rechnen ist. 

Eigene Untersuchungen zum Nord-Süd-
Gefälle der Kriminalität

Wir prüften die Frage der Regionalvertei-
lung der Kriminalität anhand der beiden oben
erwähnten Opferstudien des MPI (ICS 1989
und Deutsch/Deutsche Opferstudie DD von
1990). Bei beiden Studien wurde nach Viktimi-
sierung innerhalb der jeweils letzten fünf Jahre
bezüglich folgender elf Delikte bzw. Deliktsbe-
reiche gefragt: Kfz-Diebstahl, Diebstahl aus
Kfz bzw. von Autoteilen, Kfz-Beschädigung
(Vandalismus), Kraddiebstahl, Fahrraddieb-
stahl, Einbruch (einschl. Diebstahl oder ver-
suchtem Diebstahl von Eigentum), versuchter
Einbruch, Raub (einschl. versuchtem Raub),
Diebstahl, sexuelle Belästigung sowie tätlicher
Angriff oder Bedrohung. Diese elf Delikte
wurden von uns nach dem Gesichtspunkt der
Schwere der Straftat zu drei Gruppen zusam-
mengefaßt, wobei bei den hier präsentierten
Berechnungen der Fahrraddiebstahl als geson-
derte vierte Gruppe berücksichtigt wurde, um
zu prüfen, wie weit sich ein Nord-Süd-Gefälle
letztlich auf dieses Delikt zurückführen läßt,
und das damit zusammenhängt, daß im Norden
mehr Fahrräder vorhanden sind, also die Gele-
genheitsstruktur für Diebstahl günstiger ist (so
Pfeiffer u. Wetzels 1994, S. 37). Wir bildeten,
um die Datenauswertung übersichtlicher zu ge-
stalten, somit folgende vier Deliktsgruppen:
Nichtkontaktdelikte (Kfz-Diebstahl, Diebstahl
aus Kfz bzw. von Autoteilen, Kfz-Beschädi-
gungen, Kraddiebstahl, Diebstahl von Dingen,
die das Opfer nicht persönlich bei sich trug),
Kontaktdelikte (Raub, Diebstahl von persön-
lich bei sich getragenen Dingen, sexuelle Belä-
stigung, tätlicher Angriff oder Bedrohung),
Einbruch (einschl. versuchtem Einbruch) sowie
Fahrraddiebstahl. Wir berechneten die Vertei-
lung der Viktimisierungen für die einzelnen
Bundesländer Ost- und Westdeutschlands, wo-
bei von der ICS 1989, die noch zur Zeit vor der
Wende durchgeführt wurde, lediglich Daten
aus der früheren BRD vorliegen. Von einer
Gruppierung der Bundesländer haben wir ab-
gesehen, um dadurch einen differenzierteren
Vergleich zu ermöglichen, aber auch, weil die
Einteilung von Pfeiffer und Wetzels in »Nord«,
»Mitte« und »Süd« wenig überzeugend, wenn
nicht gar irreführend ist, insbesondere was
etwa die »Nord«Länder betrifft, wo die beiden

Flächenländer Schleswig-Holstein und Nieder-
sachsen mit den beiden Stadtstaaten Hamburg
und Bremen in einen Topf geworfen werden,
obwohl die Straftatenbelastung nach der PKS
extrem unterschiedlich ist, was durch den ver-
schiedenen Urbanisierungsgrad u. ä. erklärbar
sein dürfte.

Wir wollen uns in unserem Vergleich im we-
sentlichen auf die Bundesländer Schleswig-Hol-
stein (SH) einerseits sowie Baden-Württemberg
(BaWü) und Bayern (Bay) andererseits be-
schränken, wobei die hier gefundenen Unter-
schiede weitgehend auch für die anderen nördli-
chen im Vergleich zu den südlichen Ländern
gelten. Hierbei zeigt sich folgendes: Bezüglich
der Kontaktdelikte wurden in SH innerhalb der
letzten fünf Jahre vor dem Befragungszeitraum
21,2 % (DD) bzw. 27,5 % (ICS) der befragten
Personen Opfer, in BaWü waren dies dagegen
nur 8,1 % bzw. 24,7 % und in Bay 12,4 % bzw.
23,3 %. Was Niedersachsen (NS) betrifft, konn-
te ein höherer Wert im Norden lediglich bei der
DD gefunden werden (14,9 %; ICS: 21,3 %).
Bezüglich Einbruch beträgt die Opferquote in

SH 2,1 % (DD) bzw. 13,5 % (ICS), BaWü
3,9 % bzw. 5,6 % und in Bay 4,2 % bzw. 6,7 %.
Das bedeutet, daß nach den Daten der deutsch-
deutschen Untersuchung die Opferbelastung bei
Einbruch im Süden geringfügig höher ist als im
Norden. Bezüglich der ICS zeigt sich das ver-
traute Bild der höheren Belastung des Nordens,
das gilt auch unter Hinzuziehung von Nieder-
sachsen. Einbruch, und auch hier nur bei der
DD-Untersuchung, ist das einzige Delikt, bei
welchem der Süden eine höhere Kriminalitäts-
belastung als der Norden zeigt. 

Was die Neuen Bundesländer (NBL) betrifft,
zeigt sich für beide Deliktsbereiche ein Nord-
Süd-Gefälle, wenn die Unterschiede auch rela-
tiv geringfügig sind. Jeweils hat Mecklenburg-
Vorpommern (MeVoPo) höhere Werte (Kon-
taktdelikte: 11,5 %; Einbruch: 4,5 %) als
Sachsen (Sa: 7,0 %; 3,3 %) bzw. Thüringen
(Thü: 7,6 %; 2,7 %).

Bezüglich der Verkehrsmitteldelikte zeigt
sich, zumindest bezogen auf die Bundesländer
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SH, BaWü und Bay, aber weitgehend auch un-
ter Hinzuziehung etwa von NS, ausnahmslos
ein in der Regel deutliches Nord-Süd-Gefälle.
So wurden hinsichtlich Verkehrsmitteldelikten
ohne Fahrraddiebstahl in SH 20,3 % (DD) bzw.
47,3 % (ICS) der Haushalte, die über ein ent-
sprechendes Verkehrsmittel verfügten, inner-
halb der letzten fünf Jahre zumindest einmal
Opfer einer solchen Straftat. In BaWü waren
dies dagegen lediglich 15,9 % bzw. 33,0 % und
in Bay 18,2 % bzw. 32,8 %. Berücksichtigt man
bei der Auswertung die Mehrfachviktimisierun-
gen, werden die Unterschiede noch deutlicher.
So beträgt die durchschnittliche Deliktsbela-
stung pro Haushalt mit entsprechendem Fahr-
zeug in SH 2,13, NS 1,70, BaWü 1,46 und Bay
1,23 (dieser Wert kann nur für die DD-Untersu-
chung berechnet werden, da in der ICS entspre-
chende Angaben fehlen). Der prozentuale De-
liktsanteil in bezug auf alle entsprechenden
Verkehrsmittel beträgt nach der DD-Untersu-
chung in SH 32,6 %, in NS 29,2 %, BaWü 14,8
% und Bay 16,0 %. Was die Verbreitung der
entsprechenden Verkehrsmittel betrifft (Gele-
genheitsstrukturen), zeigen sich keine wesentli-
chen Unterschiede zwischen diesen Bundeslän-
dern: In SH haben 78,7 % (DD; ICS: 87,9 %)
der Haushalte zumindest eines der Verkehrsmit-
tel, in NS 78,5 % bzw. 83,5 %, in BaWü 80,0
% bzw. 86,2 % und in Bay 79,2 % bzw. 82,6 %. 

Für den von Pfeiffer immer wieder ins Spiel
gebrachten Fahrraddiebstahl als Erklärungsan-
satz für das Nord-Süd-Gefälle, insbesondere
auch die vermutete höhere Fahrraddichte im
Norden (vgl. Pfeiffer u. Wetzels 1994, S. 37),
fanden wir bezüglich der Gelegenheitsstruktu-
ren keineswegs eine im Norden bedeutsam
größere Verbreitung des Fahrrades. Die gefun-
denen Unterschiede sind, wenn überhaupt vor-
handen, minimal. In SH besitzen von den von
uns Befragten 71,2 % (DD) bzw. 83,1 % (ICS)
mindestens ein Fahrrad im Haushalt, in NS
sind dies 76,0 % bzw. 87,7 %, in BaWü 70,2 %
bzw. 79,7 % und in Bay 67,0 % bzw. 76,2 %.
Diese geringen Unterschiede können keines-
wegs die sehr deutlichen Differenzen in der
Deliktsbelastung hinsichtlich Fahrraddiebstahl
erklären. So wurden in SH 23,9 % (DD) bzw.
26,2 % (ICS) der befragten Haushalte inner-
halb des Fünfjahreszeitraumes mindestens ein-
mal Opfer eines Fahrraddiebstahls, in NS wa-
ren dies 18,8 %, bzw. 18,6 %, in BaWü 11,2 %
bzw. 12,7 % und in Bay 14,3 % bzw. 12,4 %.
In beiden südlichen Bundesländern sind somit
im Vergleich zu SH nur etwa halb so viele Be-
fragte Opfer geworden. Berücksichtigt man
wiederum zusätzlich die Zahl der im Haushalt
vorhandenen Fahrräder, werden die Unter-
schiede noch deutlicher. Die durchschnittliche
Deliktsbelastung pro Haushalt bezüglich
Fahrraddiebstahl beträgt in SH 1,38, NS 1,51,
BaWü 1,12 und Bay 1,11. Der Prozentsatz der
gestohlenen von allen vorhandenen Fahrrädern
beträgt in SH 15,2 %, in NS 12,6 %, BaWü 5,8

% und Bay 7,8 %. Es kann somit wohl kaum
ein Zweifel daran bestehen, daß die Deliktsbe-
lastung hinsichtlich dieser Straftat im Süden
deutlich größer ist (was auch Pfeiffer meint),
daß gleichzeitig diese Unterschiede aber kei-
neswegs mit einer höheren Fahrraddichte im
Norden erklärt werden können.

Die Ergebnisse für die Neuen Bundesländer
bestätigen auch hier ausnahmslos das gefunde-
ne Nord-Süd-Gefälle. So liegt der Anteil der
innerhalb der letzten fünf Jahre viktimisierten
Haushalte bei den Verkehrsmitteldelikten in
der DD-Opferstudie in MeVoPo bei 22,4 %, in
Sa bei 14,6 % und in Thü bei 12,3 %. Werden
die Straftaten auf die vorhandenen Verkehrs-
mittel bezogen, werden die Unterschiede noch
deutlicher. Von allen vorhandenen Verkehrs-
mitteln wurden in MeVoPo 29,5 % gestohlen
oder beschädigt, in Sa 16,1 % und in Thü 13,5
%. Ähnlich deutlich sind die Unterschiede be-
züglich Fahrraddiebstahl. 15,3 % der Haushal-
te in MeVoPo, 6,9 % in Sa und 11,5 % in Thü
wurden Opfer eines Fahrraddiebstahls. In den
NBL ist die Fahrraddichte in den nördlichen
Ländern tatsächlich geringfügig höher als in
den südlichen: In MeVoPo haben 84,0 % der
Haushalte mindestens ein Fahrrad, in Sa 65,7
% und in Thü 70,6 %. Auch unter Berücksich-
tigung dieser unterschiedlichen Fahrraddichte
bleibt die Deliktsbelastung im Norden nach
wie vor höher als im Süden. So wurden in Me-
VoPo 4,7 % aller Fahrräder gestohlen, in Sa 2,4
% und in Thü 3,7 %. Die geringfügig unter-
schiedliche Fahrraddichte erklärt also keines-
wegs die deutlichen Unterschiede in der De-
liktsbelastung der einzelnen Länder.

Um zu prüfen, wie weit sich ein solches
Nord-Süd-Gefälle der Kriminalität auch in der
früheren DDR zeigte, verglichen wir die Krimi-
nalitätsbelastungsziffern (KBZ) der Polizeistati-
stik der DDR für die Jahre 1985 bis 1989
einschließlich für die einzelnen Bezirke der
DDR. Ein Vergleich der KBZ für die nördlichen
Bezirke Rostock, Schwerin und Neubranden-
burg einerseits, mit denen der südlichen Bezirke
Dresden, Erfurt, Gera, Chemnitz und Suhl ande-
rerseits, ergab eindeutig eine deutlich höhere of-
fizielle Kriminalitätsbelastung im Norden als im
Süden des Landes. Mit einer einzigen Ausnah-
me (Neubrandenburg 1989) liegen die KBZ für
die nördlichen Länder stets deutlich über der
KBZ für die Gesamt-DDR und die der südli-
chen Länder stets deutlich darunter. 

Was letztlich die Anzeigequote betrifft, die,
wie immer wieder vermutet wurde, die unter-
schiedliche Deliktsbelastung der einzelnen
Bundesländer in der PKS zumindest teilweise
bewirken könnte, ist diese von uns vor dem
Hintergrund unserer Opferstudien aufgrund in
der Regel sehr geringen Fallzahlen nur tenden-
ziell zu beurteilen. Bezüglich Nichtkontaktde-
likten (insbesondere Kfz-Delikten) lag die An-
zeigequote in Westdeutschland im Süden höher
als im Norden, in Ostdeutschland ist das Ver-

hältnis umgekehrt. So betrug sie in der DD-
Opferstudie in SH 50,0 %, NS 56,1 % BaWü
74,4 % und Bay 73,6 %. In MeVoPo lag sie da-
gegen bei 47,1 %, Sa 39,6 % und Thü 38,2 %.
Bei den Kontaktdelikten zeigen sich im Westen
nur geringfügige Unterschiede mit tendenziell
höheren Werten im Norden (SH 53,8 %, NS
37,5 %, BaWü 51,7 %, Bay 41,7 %), im Osten
wird im Süden des Landes offensichtlich ge-
ringfügig mehr angezeigt als im Norden (Me-
VoPo 35,4 %, Sa 40,5 %, Thü 45,5 %). Bei
Fahrraddiebstahl zeigen sich in Westdeutsch-
land nur geringe Unterschiede (SH 81,3 %, NS
76,5 %, BaWü 83,3 %, Bay 77,1 %), in Ost-
deutschland ist die Anzeigequote im Süden
tendenziell höher (MeVoPo 67,9 %, Sa 77,0 %,
Thü 74,3 %), allerdings sind die Fallzahlen
teilweise sehr niedrig, so daß endgültige Aus-
sagen nicht möglich sind. Hinsichtlich Ein-
bruch ist die Anzeigequote im Westen ausge-
glichen, im Osten in den südlichen Ländern
(Thü) tendenziell niedriger, allerdings sind
auch hier die Fallzahlen zu niedrig, um endgül-
tige Aussagen zu erlauben. Diese Daten stüt-
zen somit keineswegs die Annahme, daß das in
der PKS sich immer wieder zeigende Nord-
Süd-Gefälle alleine auf unterschiedliche An-
zeigequoten zurückzuführen sei. 

Diskussion der Befunde

Was bleibt nun eigentlich von den Behaup-
tungen und Vermutungen Pfeiffers und Wetzels
hinsichtlich der von ihnen angenommenen Ar-
tefakte der Statistik, welche das Nord-Süd-Ge-
fälle der Kriminalität als ein Scheingefälle auf-
lösen sollen? Die von den Autoren angeführte
gleiche Polizeidichte in Westdeutschland fan-
den auch wir. Die höhere Arbeitsbelastung im
Norden drückt sich offensichtlich in einer deut-
lich niedrigeren Aufklärungsquote im Ver-
gleich zu den südlicheren Bundesländern Ba-
den-Württemberg, vor allem aber Bayern, aus.
Nach dem von Pfeiffer immer wieder behaup-
teten »Lüchow-Dannenberg-Syndrom« müßten
eigentlich die Polizisten im Süden, die ja im
Vergleich zu ihren Kollegen im Norden deut-
lich weniger durch Arbeit belastet scheinen,
eher dazu tendieren, mehr Fälle zu registrieren
und zu »entdecken«. Das Lüchow-Dannen-
berg-Syndrom scheint somit zumindest im
»Großraumbereich« nicht so einfach übertrag-
bar zu sein. Es scheint uns durchaus plausibel,
daß ein Teil der in der PKS festgestellten un-
terschiedlichen Kriminalitätsbelastung zwi-
schen nördlichen und südlichen Bundesländern
auf unterschiedliche polizeiliche »Arbeitsstra-
tegien« zurückzuführen ist. Damit aber das
Nord-Süd-Gefälle insgesamt auflösen zu wol-
len, ist vor dem Hintergrund der inzwischen
vorliegenden Ergebnisse wenig überzeugend.
Die Autoren finden in ihrer eigenen Opferstu-
die wie erwähnt ebenfalls ein Nord-Süd-Gefäl-
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le, was unsere Annahme, daß es sich hier zu-
mindest teilweise um »echte« unterschiedliche
Kriminalitätsbelastungen handelt, bestätigt.
Wie wir anhand zweier, völlig unabhängiger,
großer, bundesweiter, repräsentativer Opferstu-
dien zeigen konnten, bestehen die Nord-Süd-
Unterschiede keineswegs nur bei einem Delikt,
sondern, mit Ausnahme in einer Studie beim
Einbruch, in allen erfaßten Delikten. Die Auto-
ren fanden nach ihrer Interpretation »deutlich
höhere Opferraten des Nordens« lediglich bei
Fahrraddiebstahl und Kfz-Beschädigung. Ihre
»plausible und banale Erklärung …, daß im
flachen Norden vermutlich häufiger mit dem
Fahrrad gefahren, also eine größere Fahrrad-
dichte besteht«, erwies sich als zu banal. Of-
fensichtlich gibt es im Norden genauso viele
Fahrräder wie im Süden, auch unter Berück-
sichtigung der Fahrraddichte bleiben die Nord-
Süd-Unterschichte nicht nur erhalten, sondern
zeigen sich noch deutlicher.

Ihre formulierten Fragen, welche weitere Er-
klärungen anbieten sollen, lösen die Unter-
schiede ebenfalls nicht auf. Sie fanden hin-
sichtlich Gewaltkriminalität im Norden eine
höhere Anzeigequote. Wir konnten dies, wie
oben ausgeführt, nicht bestätigen, und zwar für
keine unserer beiden Studien. Die Vermutun-
gen bezüglich eines unterschiedlichen polizei-
lichen Handelns (wie: in Norddeutschland
mehr »Gewerkschaftsmentalität«, im Süden
mehr informelle Erledigungsstrategien, im Sü-
den stünde die Polizei mehr unter der Devise:
»Bei uns ist die Welt noch in Ordnung« und
deshalb Herabstufung der unerwünschten Kri-
minalitätsereignisse, im Süden öfters absch-
ließende Behandlung der Fälle von der Schutz-
polizei) können bestenfalls die PKS-Daten
betreffen, nicht aber die Ergebnisse der Opfer-
studien. Diese bestätigen aber im wesentlichen
das Nord-Süd-Gefälle der PKS, wenn die Un-
terschiede hier auch teilweise geringer sind. 

Die Vermutung der Autoren, daß »sich die
Tatsache, daß sich zu den Neuen Bundesländern
ein entsprechendes Nord-Süd-Gefälle eingestellt
hat wie im Westen Deutschlands, auch damit er-
klären (ließe), daß beispielsweise die Polizei
Mecklenburg-Vorpommerns nach der Wieder-
vereinigung von der Polizei aus Schleswig-Hol-
stein ausgebildet worden ist, und sich in ihrer
Praxis und in ihren Organisationsstrukturen am
Vorbild des Nachbarlandes orientiert, während
auf der anderen Seite in Thüringen ein entspre-
chendes Kooperationsverhältnis zu Bayern und
in Sachsen zu Baden-Württemberg entstanden
ist«, geht bereits von der falschen Grundannah-
me aus, »daß sich zu den Neuen Bundesländern
ein entsprechendes Nord-Süd-Gefälle einge-
stellt« habe: Ein Blick in die Polizeistatistik der
früheren DDR hätte den Autoren gezeigt, daß
dieses Nord-Süd-Gefälle dort ähnlich wie in
Westdeutschland schon vor der Wende sehr
deutlich vorhanden war. Ihr letzter Punkt, wie
weit die von ihnen durchgeführte eigene Studie
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ausreiche, um endgültige gesicherte Aussagen
machen zu können, scheint uns der einzig ge-
wichtige. Wenn die Autoren sich dagegen fra-
gen: »Welche Möglichkeiten bestehen, die von
uns gefundenen Ergebnisse durch andere Daten-
quellen zu überprüfen?«, hätte beispielsweise
ein Blick in die von uns veröffentlichten Daten
zur Nord-Süd-Verteilung weiterhelfen können
(vgl. Kury u.a. 1992, S. 208 ff.). Wir behaupten
keineswegs, daß wir mit unseren Untersuchun-
gen das Problem gelöst hätten, jedoch scheinen
uns unsere Analysen wesentlich begründeter als
die Ausführungen Pfeiffers und Wetzels', die zu

einem großen Teil in Spekulationen enden.
Wir gehen von einem tatsächlich vorhande-

nen Nord-Süd-Gefälle der Kriminalität in der
Bundesrepublik, Neue und Alte Bundesländer,
aus. Vor allem scheint Südhessen höher krimi-
nalitätsbelastet zu sein als Baden-Würrtemberg
oder Bayern. Das war, wie wir oben festgestellt
haben, offensichtlich nicht immer so. Wenn es
heute aber so ist, taucht die Frage nach den Ur-
sachen auf. Wir haben hierfür Informationen ge-
liefert, die hier nur kurz zusammengefaßt wer-
den können (vgl. ausführlich Kury 1995; Kury
u.a. 1995). Norddeutschland, insbesondere Süd-
hessen, zeigt im Vergleich etwa zu Baden-Würt-
temberg und Bayern nicht nur eine höhere Kri-
minalitätsbelastung, sondern höhere Ausprägun-
gen auch in anderen »Belastungsvariablen«. So
ist hier die Zahl der Straßenverkehrsunfälle mit
Personenschaden höher, die Selbstmordrate liegt

tendenziell höher, es werden relativ mehr Ehen
geschieden, es gibt mehr Zivilstreitigkeiten, die
Arbeitslosenquote ist deutlich höher, das Brutto-
Inlandsprodukt je Einwohner ist im Vergleich zu
Baden-Württemberg deutlich niedriger, die Zahl
der Sozialhilfe- und Wohngeldempfänger ist
deutlich höher, für Westdeutschland ist hier die
Abwanderungsquote am höchsten. Diese Daten
aus der Bevölkerungsstatistik belegen deutlich,
was schon seit langem auf politischer Ebene be-
kannt ist und auch im Bundestag des öfteren
diskutiert wurde: Südhessen scheint von den
westlichen Flächenstaaten einer der ärmsten zu
sein, die Zukunftschancen in diesem Bundes-
land scheinen von den Bewohnern als wenig
günstig gesehen zu werden, was bewirkt, daß
hier, relativ gesehen, die höchste Abwande-
rungsquote besteht. Es gibt genügend krimina-
litätstheoretische Ansätze, die einen Zusammen-
hang zwischen wirtschaftlichen Bedingungen
und der Kriminalitätsrate annehmen, und die
hier erklärend herangezogen werden können
(vgl. Lamnek 1993). 

Die höhere Kriminalitätsbelastung Schles-
wig-Holsteins ist u. E. vor dem Hintergrund
der dargestellten bevölkerungsstatistischen Da-
ten durchaus erklärbar. Ähnliche Zusammen-
hänge zwischen wirtschaftlicher Entwicklung
eines Landesteiles sowie der Kriminalitätsrate
fanden wir bei einer Auswertung der Daten der
ICS 1989 beispielsweise auch für Spanien und
Frankreich. Zweifellos sind weitere Untersu-
chungen nötig, um unsere Annahme zu über-
prüfen. Jedoch scheinen uns unsere Ergebnisse
auch kriminalitätstheoretisch weiterführend,
insbesondere wenn versucht wird, wesentliche,
mit Kriminalität in Zusammenhang zu sehende
Variablen zu identifizieren und zu erfassen.
Unterschiede hinsichtlich Handlungsmustern
der Polizei und des Anzeigeverhaltens schei-
nen uns nur einen Teil der Kriminalitätsunter-
schiede erklären zu können.

Prof. Dr. Helmut Kury ist Mitarbeiter der For-
schungsgruppe Kriminologie am Max-Planck-
Institut für ausländisches und internationales

Strafrecht in Freiburg/Breisgau

Fußnote

Mein besonderer Dank gilt Herrn Dipl.-Psych.
J. Obergfell-Fuchs und Herrn M. Würger.
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